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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 129/12 B 
 
L 4 KR 66/11 (Bayerisches LSG) 
S 14 KR 238/07 (SG Regensburg) 
 
 
 
…………………………………………………………………………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
BKK ESSANELLE, 
Zugspitzstraße 181, 86165 Augsburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Mai 2013 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof.  Dr.  H a u c k    und   Dr.  E s t e l m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts vom 25. Oktober 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren auf Gewährung 

von Krankengeld ab 1.6.2007 bei der Beklagten und in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. 

Der frühere Prozessbevollmächtigte der Klägerin hat in der mündlichen Verhandlung am 

14.12.2010 vor dem LSG nach richterlichem Hinweis die Berufung zurückgenommen. Die 

Klägerin ist mit ihrem Begehren auf Feststellung, dass die Berufungsrücknahme den Rechts-

streit nicht beendet hat, erfolglos geblieben. Das LSG hat ua zur Begründung ausgeführt, Wider-

ruf oder Anfechtung der Berufungsrücknahmeerklärung seien nicht möglich, Gründe für eine 

Wiederaufnahme des Verfahrens (§ 179 SGG) lägen nicht vor (Urteil vom 25.10.2012). 

 

Die Klägerin wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des LSG. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 SGG 

abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des allein geltend gemachten Revisions-

zulassungsgrundes eines Verfahrensfehlers. 

 

1. Die Klägerin bezeichnet einen Verstoß gegen § 103 SGG nicht in der gebotenen Weise. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der Verfahrensmangel kann 

nicht auf eine Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien rich-

terlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungsgrundsatz) 

nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist. Um einen Verfahrensmangel in diesem Sinne geltend zu 

machen, müssen die Umstände bezeichnet werden, die den entscheidungserheblichen Mangel 

ergeben sollen (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG und hierzu zB BSG Beschluss vom 10.8.2007 

- B 1 KR 58/07 B - Juris RdNr 4 mwN). Wer sich auf eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht 

nach § 103 SGG stützt, muss daher ua (1) einen für das Revisionsgericht ohne Weiteres auf-

findbaren Beweisantrag bezeichnen, (2) die Rechtsauffassung des LSG wiedergeben, aufgrund 

der bestimmte Tatsachen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen und (3) die von dem 

betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände darlegen, die zu weiterer Sachaufklärung 

Anlass gegeben hätten (vgl zB BSG Beschluss vom 20.7.2010 - B 1 KR 29/10 B - RdNr 5 mwN; 
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BSG Beschluss vom 1.3.2011 - B 1 KR 112/10 B - Juris RdNr 3 mwN; s ferner BSG SozR 1500 

§ 160 Nr 5, 35, 45 und § 160a Nr 24, 34). 

 

Die Klägerin erfüllt mit ihrem Vorbringen nicht diese Anforderungen an die Darlegung eines 

Verfahrensfehlers. Sie verweist lediglich darauf, das LSG habe nicht weiter dazu ermittelt, dass 

der frühere Prozessbevollmächtigte berechtigt gewesen sei, die Berufung zurückzunehmen. Sie 

legt jedoch bereits nicht dar, dass die von ihr unterzeichnete, zu den Gerichtsakten gereichte 

Prozessvollmacht, die ihren früheren Prozessbevollmächtigten auch zur Rücknahme von 

Rechtsmitteln berechtigte, gleichwohl im Außenverhältnis wirksam beschränkt gewesen sei. 

 

2. Die Klägerin bezeichnet auch eine Verletzung rechtlichen Gehörs nicht ausreichend. Wer die 

Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG, Art 47 Abs 2 

Charta der Grundrechte der EU, Art 6 Abs 1 Europäische Menschenrechtskonvention) rügt, 

muss hierzu ausführen, welchen erheblichen Vortrag das Gericht bei seiner Entscheidung nicht 

zur Kenntnis genommen hat, welches Vorbringen des Rechtsuchenden dadurch verhindert wor-

den ist und inwiefern das Urteil auf diesem Sachverhalt beruht (vgl zB BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 36; BSG Beschluss vom 10.3.2011 - B 1 KR 134/10 B - RdNr 6 mwN). Die Klägerin führt nur 

an, eine weitere Beweisaufnahme hätte ergeben, dass sie nach dem 31.5.2007 noch arbeits-

unfähig gewesen sei. Die Klägerin macht damit nicht deutlich, warum es für die Klärung der 

prozessualen Frage, ob der Rechtsstreit durch die Rücknahmeerklärung des früheren Prozess-

bevollmächtigten beendet ist, auf Ermittlungen zur Fortdauer der Arbeitsunfähigkeit ankommen 

soll. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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